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Kantonsrat St.Gallen 51.06.46 
 

 
 
Interpellation Jermann-Kronbühl (56 Mitunterzeichnende) vom 7. Juni 2006 
 
 

Stellenausschreibung für Lehrkräfte 
 
 
Schriftliche Antwort der Regierung vom 22. August 2006 
 
 
Rolf Jermann-Kronbühl wünscht eine grössere Flexibilität bei der Ausschreibung von Lehrer-
stellen und regt an, Art. 63 des Volksschulgesetzes (sGS 213.1; abgekürzt VSG) entsprechend 
zu ändern. 
 
Die Regierung antwortet wie folgt: 
 
Nach Art. 63 VSG sind Lehrerstellen öffentlich auszuschreiben. Der Sinn dieser Vorschrift ist, 
dass alle Lehrkräfte Gelegenheit haben, sich für eine offene Stelle zu bewerben. Die Vorschrift 
wird dahin ergänzt, dass die Ausschreibung «in der Regel» im Amtlichen Schulblatt zu erfolgen 
habe. Dieses erscheint jeweils am 15. des Monats, mit Ausnahme des Monats Juli. Der Redak-
tionsschluss ist 14 Tage vor Erscheinen. Dieser Ausschreibungsmodus kann tatsächlich zu 
Verzögerungen bei der Stellenbesetzung führen. Aus diesem Grund ist es schon heute üblich, 
dass offene Stellen aus Gründen der Aktualität zusätzlich in der Tagespresse ausgeschrieben 
werden. Die Ausschreibung einer Lehrerstelle erfolgt zudem bereits heute auf der Basis eines 
Online-Formulars auch im Internet. Die Publikation im Internet wird aber erst am Erscheinungs-
datum des Schulblattes aufgeschaltet.  
 
Die Regierung erkennt die in der Interpellation aufgezeigte Problematik und ist an einer Opti-
mierung der Abläufe interessiert. Am Grundsatz der öffentlichen Ausschreibung im Amtlichen 
Schulblatt soll zwar festgehalten werden. Hingegen soll deren Aktualität dadurch erreicht wer-
den, dass die Inserate im Internet nicht mehr wie bislang erst zur Zeit des Erscheinens des 
Amtlichen Schulblattes, sondern neu laufend, d.h. unmittelbar nach Einreichen des elektroni-
schen Formulars aufgeschaltet werden. Das Erziehungsdepartement hat nach Rücksprache 
mit dem Verband St.Galler Volksschulträger eine entsprechende Änderung im Ablauf in die 
Wege geleitet. Damit kann die vom Interpellanten gewünschte Beschleunigung des Verfahrens 
erreicht werden, ohne dass eine Gesetzesanpassung nötig wäre.  
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